


Aussdem Verlage von fMi Walter de Gruyter&. Co. 
Januar 1929

Bürgerliches Gesetzbuch nebst Einführimgsgefetz. Mit Ein- 
leitung, Anmerkungen und Sachregister. Nach dem Tode des ersten Heraus­
gebers Dr. A. Achilles in Verbindung mit F. Andrö, für die vorliegende 
Auslage vertreten durch Kieckebusch, O. Meyer, O. Strecker, K. von 
Unz n er, herausgegeben von M. Greiff, Wirkt. Geh. Oberjustizrat, Ober- 
landeSgerichtspräsident in Breslau. 12. Auflage, mit Erläuterungen der Ver­
ordnung über das Erbbaurecht, des Gesetzes über die religiöse Kindererziehung und 
des Gesetzes für Jugendwohlfahrt. Oktav. XVI, 1246 Seiten. 1927. Geb. 24.— 

(Guttentagsche Sammlung Deutscher Relchsgesetze Bd. 38/39.)

„Diese Handausgabe darf unter ihresgleichen einen hervorragenden Rang beanspruchen.“ 
Leipziger Zeitschrift für deutsches Recht,

Das Bürgerliche Gesetzbuch, mit besonderer Berücksichtigung der Recht- 
sprechung des Reichsgerichts erläutert von Dr. Busch, Erler, Dr. Lobe, 
Michaelis, Oegg, Sayn, Schltewen und Seyffarth, Reichsgerichts­
räten und Senatspräsidenten am Reichsgericht. Sechste, neubearbeilete Auf­
lage. 5 Bände. §§ 1—2385. Groß-Oktav. 3182 Seiten. 1928.

125.—, in Halbleder 150.—
I. Band: Allgemeiner Teil. Recht der Schuldverhältnisse I (allgemeiner Teil).

II. Band: Recht der Schuldverhältnisse II (einzelue Schuldverhältniffe).
III. Band: Sachenrecht.
IV. Band: Familienrecht.
V. Band: Erbrecht. Alphabetisches Sachverzeichnis. 

„Der Kommentar liegt jetzt vor. Damit ist der Zivilpraxis wieder ihr wichtigstes Hilfsmittel 
nach dem neuesten Stande in die Hand gegeben, welches wie kein Buch zuvor fördernd und 
klärend auf die gesamte Gerichtstätigkeit eingewirkt hat. Gerade die knappe, klare Form der 
Rechtssätze, die Vollständigkeit der oberstrichterlichen Rechtsprechung, die objektive Darstellung 
hat den Kommentar zur ,glossa ordinaria* des BGB. gemacht, dessen Benutzung zur sachgemäßen 
Bearbeitung fast jeder Rechtssache gehört.“ Juristische Wochenschrift.

Zivilprozeßordnung mit Gerichtsverfassungsgesetz. Von
R. Sydow. Fortgeführt von Reichsgerichtsrat i. R. Dr. L. Busch und 
Landgerichtsdirektor Dr.Krantz. Neunzehnte Auflage. Groß-Oktav. VIII,
1335 Seiten. 1926. Geb. 25.—
(de Gruytersche Sammlung Deutscher Gesetze. Handkommentare.)

„Daß der vortreffliche Handkommentar von Sydow-Busch-Krantz seinen Zweck voll erfüllt, 
bedarf angesichts der raschen Auflagefolge keiner weiteren Ausführung.“

„Die Fülle des hier von den Verfassern Gebotenen ist erstaunlich, die wissenschaftliche Ver­
arbeitung wahrt die gewohnte rühmenswerte Höhe; wer diesen Kommentar besitzt, ist wohlversorgt.“ 

Ministerialrat'Sauerländer,
Leipziger Zeitschrift für deutsches Recht. 

Handelsgesetzbuch (ohne Seerecht). Mit den ergänzenden Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs und einem Anhang, enthaltend das Einführungsgesetz, 
das Depotgesetz, die Bestimmungen über Börsentermin- und Differenzgeschäfte u. a. 
Nebst Erläuterungen. Im Anschluß an die Textausgabe von F. Litt hau er. 
Bon Dr. Albert Messe. Neubearbeitet von Dr. Ernst Heymann, Geh. 
Justizrat, ord. Professor an der Universität Berlin. Siebzehnte Auflage. 
Unter Mitwirkung von Dr. Karl Äugust Crisolll in Berlin. Oktav. 
VIII, 693 Seiten. 1926. Geb. 14.—
(Guttentagsche Sammlung Deutscher Relchsgesetze Bd. 4.)

„Der Mosse-Heymann gehört zur deutschen Handelspflege. Das abgegriffene und oft miß­
brauchte Wort: ,Es gibt kaum einen deutschen Juristen, auf dessen Schreibtisch er fehlt*, wird 
an ihm zur Wahrheit. Wie nach Liithauers Tode Mosse, so ist jetzt nach dem Tode Masses 
Heymann in die Bresche getreten und hat das Werk — ein wahrlich hohes Lob gerade bei diesem 
Buch — auf der Höhe seiner Vorgänger gehalten.“ Juristische Wochenschrift.
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Meiner Frau!





Vorwort.
Eccius sagt in seinem Preuß. Privatrecht, Bd. III, S. 543, 

Anm. 52 (7. Ausl., Berlin 1896) von dem preuß. Pfandleihgesetze: 
„Es ist ein gutes Zeichen für die Vertrauenswürdigkeit unserer Leih­
anstalten, daß eine so dunkle und widerspruchsvolle Gesetzgebung ohne 
erhebliche praktische Nachteile auf dem Papiere bestehen kann."

Ein hartes, aber berechtigtes Urteil.
Wenn trotzdem und, obwohl seit dem Erlasse des Gesetzes fast 

50 Jahre verstrichen sind, bisher noch kein Kommentar zu dem Gesetze 
erschienen ist, so lag das wohl auch vor allem daran, daß die Materie 
eine etwas versteckte ist, der Kreis der Behörden und Gewerbetrei­
benden, die es betraf, ein verhältnismäßig enger war, und die Lücken 
und Widersprüche des Gesetzes durch einen Handelsbrauch teilweise 
beseitigt wurden, den der Verkehr sich im Laufe von Jahrzehnten 
schuf.

Wenn ich es unternehme, etwas zur Erläuterung des Gesetzes 
beizutragen, so geschieht dies, weil eine zwanzigjährige praktische Be­
schäftigung mit dem Pfandleihrecht darauf hindrängte, die gesam­
melten Erfahrungen nutzbar zu machen. Hierbei stand mir ein um­
fangreiches Material von nichtveröffentlichten gerichtlichen Ent­
scheidungen zur Verfügung; ferner konnte ich aus nächster Nähe die 
Entwicklungen gewohnheitsrechtlicher Grundsätze und Handels­
gebräuche verfolgen.

Der Schwierigkeiten meiner Aufgabe war ich mir bewußt, da 
ich in dem Buch alle für das Pfandleihgewerbe geltenden Rechts­
sätze zusammenfassen und erläutern wollte.

Das Gesetz selber und die GewO, vermengen öffentliches Recht 
mit Privatrecht. Es waren nicht bloß volkswirtschaftliche, kultur­
geschichtliche und Rechtsprobleme zu behandeln, sondern auch die 
verschiedensten Rechtsgebiete, wie Gewerberecht, Verwaltungsrecht, 
Strafrecht sowie auch das Verhältnis des Landesrechts zu dem 
öffentlichen und privaten Reichsrecht mußten berührt werden;



VI Borwort.

ebenso mußte auch das materielle Pfandrecht des BGB., wenigstens 
in seinen wichtigsten Grundlagen, berücksichtigt werden, wenn das 
Buch für die Praxis brauchbar sein sollte.

Mein Wunsch war es, das gesamte deutsche Pfandleihrecht zum 
Gegenstand der Behandlung zu machen, zumal da die Zeit reif ist, 
in der eine einheitliche reichsrechtliche Kodifizierung dieser Rechts­
materie ein Gebot der Notwendigkeit ist.

Die einzelnen Landesrechte bis in die kleinsten Details hinein 
zu verfolgen, mußte ich mir leider versagen. Denn sie bieten ein 
solch buntscheckiges Bild partikularistischer Gesetzgebungskunst, daß die 
Einheitlichkeit und Übersichtlichkeit des Werkes durch eine zu weit­
gehende Behandlung des außerpreußischen Rechtes gelitten hätte.

Das preußische Gesetz ist Grundlage und Vorbild für viele außer­
preußische Länder gewesen, und da der größte Teil der öffentlichen 
Pfandleihanstalten wie der Privatpfandleiher dem preußischen Ge- 
setze untersteht, habe ich dessen Erläuterung zum Kern des Buches 
gemacht. Trotzdem sind die wichtigsten außerpreußischen Abwei­
chungen, wie z. B. die Zinssätze, der Lösungsanspruch, die Sachhaf­
tung eingehend behandelt, so daß das Buch auch für denjenigen, 
der sich über das außerpreußische Recht Auskunft verschaffen will, 
eine Hilfe sein wird. Zu diesem Zwecke habe ich auch für die einzelnen 
Landesrechte dem allgemeinen Sachregister ein Spezialregister ein­
gefügt.

Mein Bestreben war es, zunächst den Juristen „die dunkle und 
widerspruchsvolle Gesetzgebung" näherzubringen. Sodann aber habe 
ich auch mein Augenmerk darauf gerichtet, den öffentlichen Pfand­
leihanstalten, den Behörden und den Gewerbetreibenden eine 
Handhabe zu geben, um bei den täglich in der Praxis entstehenden 
Zweifelsfragen sich rasch zu informieren, und um sie von dem Ge­
fühl der Rechtsunsicherheit zu befreien, das infolge der vielen Mängel 
des Gesetzes unter ihnen bestand. Aus diesem Grunde habe ich auch 
die allgemeinen Grundsätze des bürgerlichen Rechts, wie sie im Pfand­
leihbetriebe täglich in die Erscheinung treten, besonders behandelt und 
häufig durch Beifügung von Beispielen die Erläuterungen unterstützt. 

So sehr ich bestrebt war, einem Materialienkultus aus dem Wege 
zu gehen, so war es doch unerläßlich, auf die gesetzgeberischen Vor 
arbeiten zum preußischen Gesetze überall einzugehen, wiewohl auch



Vorwort. VII

durch sie nicht immer völlige Klarheit über den Willen des Gesetz­
gebers zu erlangen war, z. B. bei der Behandlung des Charakters 
des Pfandscheins.

Für Kritiken und Anregungen aus dem Leserkreise werde ich 
stets dankbar sein.

Zum Schluß den Dank an meine Frau, welche mich bei der 
Herstellung des Buches in verständnisvoller Weise unterstützt hat. 

Berlin 0 25, im Herbst 1928.
Georg Lenzen,

Rechtsanwalt und Notar.



v. Böhm-Bawerk — Eugen von Böhm-Bawerk Kapital und Kapitalzins. Jena 
1921.

Zitate und Abkürzungen?)

AA. — preußische Ausführungsanweisung zur Gewerbeordnung für 
das Deutsche Reich vom 1. Mai 1904 (HMBl. 123).

aaO. 
ABl. 
aE.
AG. 
AGzBGB.
AH. 
Aktenz. 
ALR.

= am angeführten Orte.
= Amtsblatt.
= am Ende.
= Amtsgericht oder Ausführungsgesetz.
= Ausführungsgesetz zum BGB.
= Abgeordnetenhaus.
= Aktenzeichen.
= Allgemeines Landrecht für die preußischen Staaten vom

5. Februar 1794.
aM. 
Aßmann

= anderer Meinung.
= Wilhelm Aßmann Das Gewerbe des Pfandleihers. Bochum 

1898.
AufwG. = Reichsgesetz über die Aufwertung von Hypotheken und 

anderen Ansprüchen vom 16. März 1925.

BA. 
BayObLG. 
Begr.

= Bankarchiv, Zeitschrift für Bank- und Börsenwesen. 
= Bayrisches Oberstes Landesgericht. 
= Begründung zum Entwurf eines Gesetzes betreffend das

Pfandleihgewerbe in den Stenographischen Berichten über 
die Verhandlungen der beiden Häuser des Landtags, Session 
1880/81, gedruckt Berlin 1881 in der Reichsdruckerei, Nr. 5 
S. 19—21. Siehe auch S. 23 des Textes.

Bek. = Bekanntmachung, insbesondere Bekanntmachung des Mini­
sters des Innern betreffend den Geschäftsbetrieb der Pfand­
leiher vom 16. Juli 1881 (MBlsiV. 169) s. S. 243 des Textes.

BGB. 
Biermann

= Bürgerliches Gesetzbuch.
= I. Biermann Das Sachenrecht des BGB. 3. Ausl. Ber­

lin 1914.
BlfRpfl. = Blätter für Rechtspflege im Bezirk des Kammergerichts, 

herausgegeben von Dr. A. Hüssener.

T) Die Abkürzungsweise, wie sie vom deutschen Juristentag, zweite Ausgabe 
(Berlin 1910, Verlag von I. Guttentag), vorgeschlagen ist, ist meist befolgt.



Zitate und Abkürzungen. IX

Breit 
Brunner 

Bußmann

Cohn, Georg 
Cohn, Gustav 

Conrads Jhrb. 
Cosack 

Crome 

Crusen-Müller

Dernburg prP. 
Dernburg 

Deumer 

DIZ. 
Dove-Meherstein

Dörner-Seng 
Drucks. AH. 

Drucks. HH. 

Düringer- 
Hachenburg 

Ebermayer

Eckstein

EG. 
Ehrenberg 

Ehret 

Emmerich 
Endemann 

Enneccerus

- James Breit Das Vinkulationsgeschäft. Tübingen 1908. 
= Heinrich Brunner Die Wertpapiere in Endemanns Hand­

buch Bd. II S. 140—235. Leipzig 1882.
= Johann Buhmann Gegen die öffentliche Hand in der For­

derung des Borgunwesens. Bremen 1927.

= Endemann S. 989ff.
= Gustav Cohn Nationalökonomie des Handels- und Verkehrs­

wesens. Stuttgart 1898.
= Conrads Jahrbücher für Nationalökonomie. Jena 1908. 
= Lehrbuch des Handelsrechts 10. und 11. Ausl. Stuttgart 

1923.
= System des deutschen bürgerlichen Rechts Bd. III. Berlin 

1905.
= G. Crusen und G. Müller Das preußische Ausführungs­

gesetz zum BGB. Berlin 1901.

= Lehrbuch des preußischen Privatrechts. 1894.
= Das bürgerliche Recht des Deutschen Reiches und Preußens

4. Aufl. 1908.
= Die Geldvollstreckung in Wertpapiere. Leipziger juristische 

Dissertation. 1907.
= Deutsche Juristenzeitung.
- Gutachten über Handelsgebräuche, erstattet von der Handels­

kammer zu Berlin, gesammelt von Dove und Meyerstein. 
Berlin.

= Badisches Landesprivatrecht. Halle 1906. 
= Drucksachen des Abgeordnetenhauses in der Anlage zu den 

„Stenographischen Berichten" s. StenBer. (Siehe auch
5. 23f. des Textes.)

= Drucksachen des Herrenhauses, s. StenBer. (Siehe auch 
S. 23f. des Textes.)

= Das Handelsgesetzbuch auf der Grundlage des BGB. Bd. I 
2. Aufl. Mannheim 1908.

= Ebermayer, Lobe und Rosenberg, Kommentar zum StGB. 
2. Aufl. Berlin und Leipzig 1922.

- Ernst Eckstein Die neuen Börsen-, Geschäfts- und Geld­
umsatzsteuergeschäfte. Berlin 1918.

= Einführungsgesetz.
= Handbuch des gesamten Handelsrechts. Bd. II 1918. 

Bd. IV 1917.
= Friedrich Ehret Das Lombardgeschäft, insbesondere das

Warenbeleihungsgeschäft. Heidelberger Dissertation. 1906. 
= Hugo Emmerich Pfandrechtskonkurrenzen. Berlin 1909. 
= Handuch des deutschen Handels-, See- und Wechselrechts, 

herausgegeben von W. Endemann. 1881—1885.
= Enneccerus, Kipp und Martin Wolff, Lehrbuch des bürger­

lichen Rechts. Marburg 1926.



X Zitate und Abkürzungen.

Entsch. 
Entw. 
Erl.

= Entscheidung. 
= Entwurf. 
= Erlaß.

Falkmann --- Falkmann und Mugdan Die Zwangsvollstreckung 2. Ausl. 
Berlin 1914.

FGG. = Reichsgesetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge 
richtsbarkeit vom 17. Mai 1898.

Fichtner = Rudolf Fichtner Das sächsische Pfandleihrecht. Leipziger 
juristische Dissertation. 1914.

Förster-Eccius = Preußisches Privatrecht auf der Grundlage des Werkes von 
Franz Förster, bearbeitet von M. E. Eccius 7. Ausl. Bd. III. 
Berlin 1896.

Frohnert = Julius Frohnert Die Rechtsnatur des Pfandlechgeschäftes.
Breslauer Dissertation. Ohne Jahreszahl; wahrscheinlich!^?.

Funck — F. 3E. Funck Zins und Wucher. Tübingen 1868.

GA. = Gewerbearchiv für das Teutsche Reich, herausgegeben von 
Kurt von Rohrscheidt. Berlin.

Gaus, Ludwig Fuchs, Paul Wolf — Hessisches Landesprivatrecht. Halle 1910.
Gaupp-Stein 
Gebel

s. Stein-Jonas.
= Kurt Gebel Das Lombardgeschäft in rechtsgeschäftlicher Ent­

wicklung. Heidelberger juristische Dissertation. 1910.
Ges. 
GeschAnw. 
GewArch. 
GewO. 
Gierke 
GmbH. 
GO. 
Goldmann-

Lilienthal 
Gruchot

= Gesetz.
= Geschäftsanweisung.

s. GA.
----- Gewerbeordnung.

Deutsches Privat- und Sachenrecht. Leipzig 1905.
= Gesellschaft mit beschränkter Haftung.
= Gewerbeordnung.
— Das BGB. systematisch dargestellt von E. Goldmann unb 

L. Lilienthal Bd. II. Berlin 1912.
= Beiträge zur Erläuterung des deutschen Rechtes, begründet 

von Gruchot.
Goltdammer- 

Archiv 
Grambkow

= Archiv für Strafrecht und Strafprozeß, begründet von
Goltdammer, später herausgegeben von Kohler.

= unter dem Titel „Leihhäuser" Bd. VI des Handwörter­
buches der Staatswissenschaften. Jena 1925. S. 333— 345.

Groschuff 
Großer

= Die preußischen Strafgesetze. Berlin 1904.
Heinrich Großer Der Pfandschein in Preußen. Erlanger 
juristische Dissertation. 1913.

GS. 
GBBl. oder 

Sammt.

= Gesetzsammlung für die Preußischen Staaten. 
---= Gesetzes- und Verordnungsblatt oder -Sammlung.

Hdw. d. Staatsw. Elster, Weber und Wieser Handwörterbuch der Staats-

Hampe
Wissenschaften Bd. VI S. 860. Jena 1925.

=- Das partikulare braunschweigische Privatrecht. Braunschweig
1901.

HansGerZtg. = Hanseatische Gerichtszeitung.



Zitate und Abkürzungen. XI

Heine 

Hennerici 

Hetzer

HGB. 
HMBl. 
Hoch

Hoffmann 

Holdheim

Jacobi, Ernst

JFG.

Jherings Jahrb. 

JMBl. 
Interessantes

Johow-Ring 
IW.

KabO. 
Kähler

KG. 
KGJ.

KommBer. 
Kraus

Kröhne

= Georg Heine 50 Jahre Kampf und Arbeit im Verein Ber­
liner Pfandleiher E. B., gegründet 1876. Berlin 1926.

— Karl Hennerici Die Zwangsvollstreckung in Wertpapiere. 
Berlin 1908.

= Oscar Hetzer Das gegenwärtige öffentliche Leihhaus in 
Deutschland. Tübinger staatswissensch. Dissertation. 1907. 
Handelsgesetzbuch.

= Ministerialblatt der Handels- und Gewerbeverwaltung.
— Wilhelm Hoch Ist ein städtisches Lechhaus eine Notwendig­

keit? Berlin 1928.
F. Hoffmann Der Geschäftsbetrieb der Versteigerer in 
Preußen. 3. Aufl. Berlin 1919.

= Monatsschrift für Handelsrecht und Bankwesen, seit 1897 
Monatsschrift für Handelsrecht, begründet von Holdheim.

= Das Wertpapier im bürgerlichen Recht. Jena 1901; Das 
Wertpapier als Legitimationsmittel. München 1906; in 
Ehrenbergs Handbuch des Handelsrechts Bd. IV Abt. 1. 
1917.

= Jahrbuch für Entscheidungen in Angelegenheiten der frei­
willigen Gerichtsbarkeit und des Grundbuchrechts, heraus­
gegeben von Ring. Fortsetzung der Sammlungen des 
RIA. und KGJ.

= Jherings Jahrbücher für die Dogmatik des bürgerlichen 
Rechts.

= Justizministerialblatt.
= Interessantes vom Pfandleihgewerbe. 3 Borträge von Georg 

Lenzen, Berlin, Otto Müller, Breslau, Johannes Bußmann, 
Bremen. Berlin 1925.
s. KGJ.

= Juristische Wochenschrift. Organ des deutschen Anwalt- 
vereins.

= Kabinettsorder.
= W. Kähler Die Stellvertretung im Gewerbebetrieb. Leip­

zig 1894.
= Kammergericht.
■■= Jahrbuch für Entscheidungen des Kammergerichts in Sachen 

der freiwilligen Gerichtsbarkeit, begründet von Johow und 
Küntzel, später herausgegeben von Johow (t) und Ring, 
fortgesetzt seit 1920 in JFG.

= R. Kloß Sächsisches Landesprivatrecht. Halle 1904. 
= Konkursordnung.
= Sylvain Koch Italienische Pfandleiher im nördlichen und 

östlichen Frankreich. Breslauer Dissertation. 1907. 
= Kommissionsbericht.
= Karl Kraus Die gewerbliche Pfandleche. Heidelberger juri­

stische Dissertation. 1911.
= Maria Kröhne Großhandelsversteigerungen. Tübingen 1909.



XII Zitate und Abkürzungen.

Kürten

Landmann

L. 

Langheineken
Lehmann-Ring

LG.
Lindenberg 
Löffler

Löwe-Rosenberg

Lüdicke

LVG.

LZ.

Materialien

MBlfiB.

ME. 
Merkel

Meyer, G.

Meißner 

MinBek. 
MindJ. 
Mot.
MotzEG. 
Müllendorff

Nastvogel

= Öffentliche und private Leihhäuser in Berlin. In den Ber­
liner Wirtschaftsberichten 1925 S. 137 ff.

= Robert von Land mann und Gustav Rohmer Kommentar 
zur Gewerbeordnung für das Deutsche Reich. I. Bd. 1917. 
II. Bd. 1925. Zum Teil konnte von Bd. I auch noch die 
8. Aufl. (1928) benutzt werden. 

= Das Leihhaus. Organ des Reichsverbandes der Pfand­
leiher Deutschlands E. V. Berlin.

= Anspruch und Einreden nach dem BGB. Leipzig 1903. 
= K. Lehmann und Ring Das HGB. für das Deutsche Reich 

2. Aufl. 1914.
= Landgericht.
= Reichsgewerbeordnung. Berlin 1913.
= Felix Löffler Die gewerbliche private Pfandleihe nach gel» 

tendem Reichs- und Landesrecht, nebst dem Anhänge: Die 
rechtliche Natur des Pfandscheins. Berlin 1908. 

= E. Löwe, Die Strafprozeßordnung für das Deutsche Reich, 
Kommentar; neubearbeitet von Werner Rosenberg. 17. Aufl. 
Berlin und Leipzig 1927.

= Carl Lüdicke Die obligatorischen Verpflichtungen in Be­
ziehung auf das Pfandrecht an beweglichen Sachen. Berlin 
1906.

= Gesetz über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 
1882.

= Leipziger Zeitschrift für deutsches Recht. 

= Materialien des preußischen Ausführungsgesetzes zum BGB. 
Berlin 1899.

= Preußisches Ministerialblatt für die gesamte innere Ver­
waltung.

= Ministerialerlaß.
= Johannes Merkel Das Pfandleihgewerbe in Bayern, in der 

Zeitschrift für Rechtspflege in Bayern. 1907, S. 36—39, 
58—60.

= „Pfandleihgeschäft", in Conrads Handwörterbuch der Staats­
wissenschaften 3. Aufl. VI. Bd. S. 1034. Jena 1910. 

= Georg Meißner Die Haftung des persönlichen Schuldners 
beim Versatzpfandgeschäft. Mit einem Geleitwort von Prof. 
Reichel. Berlin 1926.

-^Ministerielle Bekanntmachung. S. 243f. des Textes. 
= Minister des Innern.
= Motive zum (I.) Entwürfe eines BGB. 
= Motive zum Einführungsgesetz zum BGB. 
= Ernst Müllendorff Das Lombardgeschäft. Marburg 1910. 

= Philipp Nastvogel Die rechtliche Natur des Pfandscheins. 
Würzburger juristische Dissertation. 1911.



XIIIZitate und Abkürzungen.

Nelken = Das Gewerberecht in Preußen. Berlin 1906; s. auch „Pfand­
lecher" in v. Stengel und Fleischmanns Wörterbuch des 
deutschen Staats- und Verwaltungsrechtes 3. Bd. S. 70. 
Tübingen 1914.

Neumann = Max Neumann Geschichte des Wuchers in Deutschland. 
Halle 1865.

Riedner 
Nöldecke

= Das Einführungsgesetz zum BGB. 2. Aufl. Berlin 1901. 
= A. Nöldecke Hamburgisches Landesprivatrecht. Halle 1907.

Obst = Die Wiege unsrer Leihhäuser, im Plutus, kritische Wochen­
schrift für Volkswirtschaft und Finanzwesen. Berlin 1909 
S. 36 ff.

Oertmann 
Oertmann

= Oertmann Bayrisches Landesprivatrecht. Halle 1903. 
= Oertmann Recht der Schuldverhältnisse. 3./4. Aufl. Berlin 

1910.
OLG. = Die Rechtsprechung der Oberlandesgerichte, herausgegeben 

von Mugdan und Falkmann.
Olshausen = Die Regelung des Pfandleihgewerbes, in Schmollers Jahr­

buch für Gesetzgebung, Verwaltung und Volkswirtschaft. 
Bd. 30 (Jahrg. 1906) S. 147 ff.

Olshausen StGB. = Olshausen Kommentar zum Strafgesetzbuch für das Deutsche

OVG.
Reich 9. Aufl. 1912.

= Oberverwaltungsgericht oder Entscheidungen des preußischen 
Oberverwaltungsgerichts Berlin.

Patterson — W. R. Patterson Die gegenwärtige Lage der Leihämter in 
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A. Geschichte und Statistik des Pfandleihgewerbes. 
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Heidelberg 1910 S. 1—17. — Sylvain Koch Italienische Pfandleiher im nörd­
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I. Mittelatter.
So alt das Gewähren von Darlehen gegen Pfandsicherheit ist 

(über die gewerbsmäßigen Geldverleiher im 4. Jahrhundert v. Chr. in 
Griechenland und über die Argentarii im alten Rom s. Gustav Cohn 
Nationalökonomie des Handels- und Verkehrswesens III S. 551/553, 
Stuttgart 1898), so kann von einem Pfandleihgewerbe, das eine 
gesetzliche Regelung gefunden hatte, erst seit dem Ausgang des 18.Jahr- 
hunderts gesprochen werden.

Im frühenMittelalter, als Deutschland noch vorwiegend 
Agrarstaat, war natürlich ein Kreditbedürfnis vorhanden, aber ein 
Kreditverkehr entwickelte sich nicht, so daß in den älteren deutschen 
Rechtsquellen, den Volksrechten, den Kapitularien, den Stadttechten, 
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sich wenig über das Ausleihen von Geld auf Zinsen gegen Pfänder 
findet. Die Gründe hierfür lagen einmal in den unentwickelten kul­
turellen und wirtschaftlichen Verhältnissen, andererseits aber auch auf 
ethischem Gebiete. Es war das Verbot der katholischen Kirche, welche 
das Gewähren von Darlehen gegen Zinsen verpönte; ein Grundsatz, 
dem die damaligen weltlichen Gesetze Rechnung trugen (f. Neu­
mann S. 37 f.).

Dieses, der christlichen Sittenlehre entspringende Verbot war ge­
gründet auf die Bibel (Ev. Lucas VI34/35). Es galt der Grundsatz: 
mutuum date, nihil inde sperantes. An ihm hielt die Kirche mit 
bewundernswerter Energie fast anderthalb Jahrtausende fest; in einem 
steten und heftigen Kampfe gegen die andringenden Neuerungen, 
gegen die Macht des Verkehrs, ja gegen das Leben selber.

Mit der Entwicklung von Handel und Verkehr in Deutschland 
wuchs auch das Kreditbedürfnis. Dem Kreditbedürfnis des Schuldners 
aber stand das Sicherungsbedürfnis des Gläubigers gegenüber sowie 
das Verlangen desselben, aus dem Darlehn Nutzen zu ziehen; Be­
dürfnisse, die sich als unabweisbar herausgestellt hatten. Auf der ande­
ren Seite war aber das kirchliche Zinsverbot eine ebensolche Macht, 
der man sich zu beugen hatte.

Dieser Kampf der weltlichen, oder wenn man will, auch kapitali­
stischen Anschauungen mit der kirchlich-ethischen kam nicht sogleich 
zur Austragung, da sich die Gelegenheit bot, ihn in der Praxis zum 
großen Teil auszuschalten.

Das Zinsverbot galt ja nur für die Christen; nicht auch für die 
Heiden, die mit ihnen in Gemeinschaft lebten. Das aber waren die 
Juden, die schon seit dem frühen Mittelalter unter ihnen wohnten 
(s.NeumannS. 294). Juden soll es schon im II. Jahrhundert n. Chr, 
in Worms gegeben haben. Ihnen war es gestattet, Zinsen zu nehmen. 

Sie waren nun die einzigen in Deutschland, bei denen der Kredit­
bedürftige Gelder aufnehmen konnte. Und da die weltlichen Obrig­
keiten sie sogar z. T. zwangen, den Christen Darlehen zu gewähren, 
gewannen die Juden mit dem zunehmenden Handelsverkehr geradezu 
eine Monopolstellung, und man stattete sie mit Privilegien aus (Juden­
privileg Friedrichs II. 1236; Augsburger Stadtrecht 1276; Straß­
burger Judenordnung 1375). Kein Wunder, daß sich dann im Laufe 
der Zeit in den Händen der Juden ungeheure Reichtümer befanden


